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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über den zulässigen Geräuschpegel und die Auspuffvorrichtung 
von Krafträdern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen die Krafträder 
nach den nationalen Rechtsvorschriften genügen 
müssen, betreffen unter anderem den zulässigen 
Geräuschpegel und die Auspuffvorrichtung. 

Diese Vorschriften sind von Mitgliedstaat zu 
Mitgliedstaat verschieden; hieraus ergibt sich die 
Notwendigkeit, daß von allen Mitgliedstaaten in 
Ergänzung der derzeitigen Regelungen oder an ihrer 
Stelle gleiche Vorschriften angenommen werden, um 
vor allem für jeden Fahrzeugtyp das EWG-Betriebs- 
erlaubnisverfahren gemäß der Richtlinie des Rates 
vom . . . zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für 
Krafträder einleiten zu können. 

Infolge der gestiegenen Zulassungszahl und der 
stärkeren Benutzung der Krafträder hat die Lärm- 
belästigung sowohl in den städtischen wie auch in 
den ländlichen Wohngebieten zugenommen, und es 
hat sich daher als notwendig erwiesen, die Geräusch- 
emissionen der Krafträder mit Hilfe eines reprä- 
sentativen Prüfverfahrens zu begrenzen. 


Die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über die Betriebserlaubnis für Kraft- 
räder bedingt die gegenseitige Anerkennung der auf 
der Grundlage der gemeinsamen Vorschriften vorge- 
nommenen Prüfungen; wenn ein solches System 
funktionieren soll, müssen diese Vorschriften in 
allen Mitgliedstaaten von demselben Zeitpunkt an 
angewandt werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Als „Kraftrad'' im Sinne dieser Richtlinie gilt jedes 
zwei- oder dreirädrige Fahrzeug mit einer durch die 
Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit von mehr 
als 45 km/h. Bei dreirädrigen Fahrzeugen darf 
außerdem das Leergewicht 400 kg nicht überschrei- 
ten. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten dürfen die EWG-Betriebserlaub- 
nis oder die Betriebserlaubnis mit nationaler Gel- 
tung nicht aus Gründen des zulässigen Geräusch- 
pegels und der Auspuffvorrichtung verweigern, 
wenn diese den Vorschriften des Anhangs I entspre- 
chen. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten dürfen die Zulassung, den Ver- 
kauf, die Inbetriebnahme oder die Benutzung eines 
Kraftrades nicht aus Gründen des zulässigen Ge- 
räuschpegels und der Auspuffvorrichtung verwei- 
gern, wenn diese den Vorschriften des Anhangs I 
entsprechen. 

1) KOM(74) 2177 endg. vom 20. Dezember 1974 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon 0 22 21 / 36 35 51 



Drucksache 7/4810 


Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


Artikel 4 

Der Mitgliedstaat, der die Betriebserlaubnis erteilt 
hat, trifft die erforderlichen Maßnahmen, um von 
jeder Änderung eines Bauteils oder eines Merkmals 
nach Anhang I, Punkt 1.1. unterrichtet zu werden. 
Die zuständigen Behörden dieses Mitgliedstaates 
befinden darüber, ob der geänderte Prototyp erneut 
geprüft und darüber ein neuer Prüfbericht erstellt 
werden muß. 

Die Änderung wird nicht genehmigt, wenn die Prü- 
fung ergibt, daß die Vorschriften dieser Richtlinie 
nicht eingehalten werden. 


Artikel 5 

Änderungen, die notwendig sind, um die Vorschrif- 
ten der Anhänge I, II und III dem technischen Fort- 
schritt anzupassen, werden nach dem Verfahren des 
Artikels 13 der Richtlinie des Rates über die Be- 
triebserlaubnis für Krafträder erlassen. 


Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen 
die erforderlichen Vorschriften, um dieser Richt- 
linie bis spätestens 1. Oktober 1977 nachzukom- 
men, und setzen die Kommission hiervon unver- 
züglich in Kenntnis. Sie wenden diese Vorschrif- 
ten ab 1. Oktober 1978 an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie teilen die 
Mitgliedstaaten der Kommission jeden Entwurf 
von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften, die 
sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Ge- 
biet zu erlassen beabsichtigen, so rechtzeitig mit, 
daß sie sich hierzu äußern kann. 

Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 24. Februar 1976 - Il4 - 680 70 - E - Ge 68176: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 17. Dezember 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Anhang I 


Begriffsbestimmungen, Beantragung der EWG-Betriebserlaubnis, EWG-Betriebserlaubnis, 
zulässige Geräuschpegel Auspuff Vorrichtung 


Begriffsbestimmungen 

Für diese Richtlinie gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

1.1. „Kraftradtyp in bezug auf den Geräuschpegel und die Auspuffvorrichtung": Krafträder, die 
untereinander keine wesentlichen Unterschiede aufweisen, wobei diese Unterschiede sich auf 
folgende Punkte erstrecken können: 

1.1.1. Art des Motors (Zwei- oder Viertaktmotor, Zylinderzahl und -hubraum, Anzahl der Vergaser, 
Anordnung der Ventile, Höchstleistung und entsprechende Drehzahl usw.); 

1.1.2. Art der Kraftübertragung, insbesondere Anzahl der Gänge und ihr Übersetzungsverhältnis; 

1.1.3. Anzahl, Art und Anordnung der Auspuffvorrichtungen; 

1.2. „Auspuffvorrichtung'': ein vollständiger Salz von Konstruktionsteilen, die zur Dämpfung des 
von einem Kraftrad und seinem Verbrennungsgasausstoß hervorgerufenen Lärms erforderlich 
sind; 

1.3. „Auspuffvorrichtungen verschiedener Bauart": V^orrichtungen, die untereinander wesentliche 
Unterschiede aufweisen, wobei diese Unterschiede sich auf folgende Punkte erstrecken können: 

1.3.1. Vorrichtungen, bei denen die Einzelteile verschiedene Fabrik- oder Handelsmarken tragen; 

1.3.2. Vorrichtungen, bei denen die Materialeigenschaften eines beliebigen Einzelteils verschieden 
sind oder die Einzelteile eine unterschiedliche Form oder Größe haben; 

1.3.3. Vorridrtungen, bei denen das Funktionsprinzip wenigstens eines Einzelteils verschieden ist; 

1.3.4. Vorrichtungen, bei denen die Einzeltede auf verschiedene Weise zusammengebaut sind; 

1.4. „Einzelteil"^) einer Auspuffvorrichtung": eines der einzelnen Bestandteile, die zusammen die 
Auspuffvorrichtung bilden (Auspuffrohre und -rohstutzen, der eigentliche Schalldämpfer usw.). 

2, Beantragung einer EWG-Betriebserlaubnis 

2.1. Der Antrag auf eine EWG-Betriebserlaubnis für ein Kraftrad in bezug auf den Geräuschpegel und 
die Auspuffvorrichtung ist vom Hersteller des Kraftrades oder seinem Beauftragten einzureichen. 

2.2. Dem Antrag sind folgende Unterlagen in dreifacher Ausfertigung und folgende Angaben beizu- 
fügen: 

2.2.1. genaue Beschreibung des Kraftradtyps hinsichtlich der unter Punkt 1.1. aufgeführten Kriterien; 
anzugeben sind die Nummern und / oder Symbole, die die Art des Motors und die Art des Fahr- 
zeugs kennzeichnen; 

2.2.2. Liste der eindeutig bezeichneten Einzelteile, aus denen die Auspuffvorrichtung zusammengesetzt 
ist; 

2.2.3. Zeichnung der gesamten Vorrichtung mit Angabe über ihre Anbringungsstelle am Kraftrad; 

2.2.4. detaillierte Zeichnungen jedes Einzelteils zur Erleichterung ihrer Auffindung und zur Identifizie- 
rung und Angabe des verwendeten Materials. 

2.3. Der Prüfstelle ist ein Fahrzeug vorzustellen, das für den zu prüfenden Kraftradtyp repräsentativ 

ist. 


1) Falls der Motor mit einem Luftfilter ausgerüstet ist, der für die Einhaltung der Geräusdipegelgrenzwerte uner- 
läßlich ist, ist dieser Filter als Einzelteil der Auspuffvorrichtung anzusehen. 
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2.4. Außerdem muß der Hersteller der Prüfstelle auf Verlangen ein Muster der Auspuffvorrichtung 

vorlegen. 

3. EWG-Betriebserlaubnis 

3.1. Dem Betriebserlaubnisbogen ist ein Formblatt entsprechend dem in Anhang 111 gegebenen 
Muster beizufügen. 

4. Zulässiger Geräuschpegel 

4.1. Grenzwerte 

Der Geräuschpegel der unter Artikel 1 dieser Richtlinie fallenden Krafträder darf unter den in 
Punkt 4.2. bis 4.4. dieses Anhangs aufgeführten Bedingungen nachstehende Grenzwerte nicht 
überschreiten: 


Hubraumklasse cm® 

Grenzwert des Geräuschpegels dB(A) 

^ 50 

80 

^ 125 

82 

^ 350 

84 

^ 500 

85 

> 500 

86 

Dreirädrige Fahrzeuge 

86 


4.2. Meßgeräte (Fahrgeräusch) 

4.2.1. Akustische Messungen 

4.2. 1.1. Das Schallmeßgerät muß ein Präzisionsschallpegelmeßgerät entsprechend der in der Veröffent- 
lichung 179 „Präzisionsschallpegelmesser", 2. Ausgabe, der Internationalen Elektrotechnischen 
Kommission (lEC) beschriebenen Bauart sein. Für die Messungen ist die Anzeigegeschwindigkeit 
„schnell" und die Bewertungskurve „ A" zu verwenden. 

4. 2. 1.2. Zu Beginn und am. Ende jeder Meßreihe ist das Schallmeßgerät nach den Angaben des Herstellers 
mit einer geeigneten Schallquelle (z. ß. Pistophon) zu kalibieren. 

4.2.2. Geschwindigkeitsmessungen 

Motordrehzahl, Fahrzeuggeschwindigkeit und Beschleunigungsstrecke sind mit einer Genauigkeit 
von ± 3 V. H. zu bestimmen. 

4.3. Meßbedingungen (Fahrgeräusch) 

4.3.1. Zustand des Kraftrades 

4. 3. 1.1. Das Gewicht des Kraftrades muß wählend der Messungen Punkt 2.4. des Beschreibungsbogens 
(Richtlinie . . ./EWG des Rates vom . . . ^) ) entsprechen. Vor Beginn der Messungen ist der 
Fahrzeugmotor auf die normale Betriebstemperatur zu bringen. Bei automatisch ein- und aus- 
geschalteten Lüftern ist anläßlich der Geräuschmessung in die Schaitautomatik nicht einzugreifen. 
Bei Fahrzeugen mit mehr als einem angetriebenen Rad ist nur der für den normalen Straßen- 
betrieb vorgesehene Antrieb zu verwenden. Ist das Kraftrad mit einem Beiwagen ausgerüstet, so 
ist dieser für die Prüfung zu entfernen. 

4.3.2. Prüfgeiände 

4. 3. 2.1. Das Prüfgelände muß aus einer zentral angeordneten Beschleunigungsstrecke bestehen, die von 
einem im wesentlichen ebenen Prüfgelände umgeben ist. Die Beschleunigungsstrecke muß eben 
sein; ihre Oberfläche muß trocken und so beschaffen sein, daß das Rollgeräusch niedrig bleibt. 


2) KOM(74) 2177 
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Auf dem Prüfgelände müssen die Bedingungen des freien Schaüfeides zwischen der Schaiiqueiie 
in der Mitte der Beschleunigungsstrecke und dem Mikrofon auf ± 1 dB genau eingehalten wer- 
den. Diese Bedingung gilt als erfüllt, wenn im Abstand von 50 m um den Mittelpunkt der 
Beschleunigungsstrecke keine großen, schallreflektierenden Gegenstände wie Zäune, Felsen, 
Brücken oder Gebäude vorhanden sind. Die Geländeroberfläche muß mindestens 10 m um den 
Mittelpunkt der Beschleunigungsstrecke herum aus einem harten Material wie Beton, Asphalt 
oder akustisch gleichwertigem Material bestehen und frei sein von Pulverschnee, hohem Gras, 
loser Erde oder Asche. 

ln der Umgebung des Mikrofons darf kein Hindernis sein, das das Schallfeld beeinflussen könnte 
und zwischen Mikrofon und Schallquelle darf sich niemand aufhalten. Der messende Beobachter 
muß sich so aufstellen, daß er jede Beeinflussung der Meßgeräteanzeige vermeidet. 

4. 3. 2. 2. Die Messungen dürfen nicht bei ungünstigem Wetter gemacht werden. Der Einfluß von Wind- 
böen ist auszuschließen. 

4. 3. 2. 3. Bei Messungen für Typprüfungen muß der A-bewertete Schalipegel anderer Schallquellen als des 
zu prüfenden Kraftrades oder des Windeinflusses mindestens 10 dB(A) unter dem vom Kraftrad 
erzeugten Schallpegel liegen. Am Mikrofon darf ein geeigneter Windschutz angebracht sein, 
vorausgesetzt, daß sein Einfluß auf die Empfindlichkeit des Mikrofons berücksichtigt wird. 

4.4. Meßmethode (Fahrgeräusch) 

4.4.1. Messung des Fahrgeräusches des Kraftrades 

4. 4. 1.1. Das Mikrofon ist in 7,5 m Abstand von der Bezugslinie CG' (Abb. 1) der Fahrbahn in 1,2 m Höhe 
über der Fahrbahnebene anzuordnen. Das Kraftrad ist so über die Beschleunigungsstrecke zu 
fahren, daß die Spur seiner Längsmittelebene möglichst nahe an der Linie CC' liegt. 

4. 4. 1.2. Auf jeder Seite des Kraftrades sind mindestens 2 Messungen zu machen. 

4. 4. 1.3. Während der Vorbeifahrt des Kraftrades zwischen den Linien AA' und BB' (Abb. 1) ist der 
maximale Schallpegel in Dezibel (dB), gewertet nach der Kurve A zu messen. Die Messung ist 
ungültig, wenn ein vom allgemeinen Schallpegel ungewöhnlich abweichender Spitzenwert fest- 
gestellt wird. 

4.4.2. Betrieb des Kraftrades 

4.4.2. 1. Das Kraftrad ist mit einer gleichförmigen Ausgangsgeschwindigkeit nach 1.4. 2. 2. bis 1.4. 2. 4. an 
die Linie AA’ heranzufahren. Sobald die vordere Fahrzeugbegrenzung die Linie AA' erreicht, 
ist die Betätigungsvorrichtung der Drosselklappe so schnell wie zweckmäßig in die Vollast- 
stellung zu bringen. Diese Stellung ist beizubehalten bis die hintere Fahrzeugbegrenzung die 
Linie BB' erreicht, dann ist die Betätigungsvorrichtung schnellstmöglich in die Leerlaufstellung 
zurückzunehmen. 

4. 4.2. 2. Das Kraftrad nähert sich der Linie AA' mit einer gleichförmigen Anfangsgeschwindigkeit von; 

4.4.2.2.1. 50 km/h, wobei die Drehzahl des Motors zwischen 50 v. H. und 75 v. H. der Nennleistungsdreh- 

zahl liegt, oder 

4. 4. 2. 2. 2. weniger als 50 km/h, wobei die Drehzahl des Motors 75 v. H. der Nennleistungsdrehzahl ent- 
spricht, oder 

4. 4. 2. 2. 3. mehr als 50 km/h, wobei die Drehzahl des Motors 50 v. H. der Nennleistungsdrehzahl entspricht. 

4. 4. 2. 3. Die Prüfung ist unter Benutzung der Getriebestellung durchzuführen, die unmittelbar über der 
Anfahrstufe liegt. Bis zum 1. Oktober 1980 werden jedoch Krafträder mit einem Hubraum von 
nicht mehr als 350 cm*"^ im dritten Gang geprüft, wenn deren Getriebe mehr als vier Gänge 
aufvreist. 

4. 4. 2. 4. Bei Krafträdern ohne Eingriffsmöglichkeit in die Kraftübertragung beträgt die gleichförmige 
Anfangsgeschwindigkeit: 

4. 4. 2.4.1. 50 km/h, wobei die Drehzahl des Motors zwischen 50 v. H. und 75 v. H. der Nennleistungsdreh- 

zahl liegt, oder 
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4. 4. 2. 4. 2. weniger als 50 kin^h, wobei die Drehzahl des Motors 75 v. H. der Nennleistungsdrehzahl ent- 
spricht. 

4.4.3. Ergebnisse 

4.4.3, l. Im Prüfprotokoll gemäß Anhang II sind alle für die Meßergebnisse wesentlichen Umstände und 

Einflüsse anzugeben. 

4. 4. 3. 2. Die am Meßgerät abgelesenen Werte sind auf das nächste Dezibel abzulesen. 

Für die Betriebserlaubnis dürfen nur Meßwerte verwendet werden, deren Differenz bei 2 auf- 
einander folgenden Messungen auf derselben Fahrzeugseite nicht größer ist als 2 dB. 

4. 4. 3. 3. Zur Berücksichtigung der Ungenauigkeit der Meßgeräte gilt der am Meßgerät abgelesene um 
1 dB verminderte Wert als Meßergebnis. 

4. 4. 3. 4. Als Prüfergebnis gilt das höchste Meßergebnis. 

Übersteigt dieser Wert den zulässigen Grenzwert für die betreffende Fahrzeugklasse um nicht 
mehr als 1 dB, sind 2 weitere Messungen zulässig. 

Die Vorschrift nach 4.1. gilt auch als erfüllt, wenn 3 der 4 Meßergebnisse den zulässigen Grenz- 
wert nicht übersteigen. 

4 5. Messung des Standgeräusches 

4.5.1. Schalldruckpegel des Kraftrades im Nahfeld 

Für die Krafträder nach Artikel 1 dieser Richtlinie ist der Schalldruckpegel im Nahfeld der 
Mündung der Auspuffvorrichtung (Schalldämpfer) gemäß nachstehenden Vorschriften zu messen 
und das Meßergebnis ist in das Prüfprotokoll nach Anhang II einzutragen. 

4.5.2. Schallmeßgerät 

Es ist ein Präzisionsschallpegelmeßgerät gemäß 4. 2. 1.1. und 4. 2. 1.2. zu verwenden. 

4.5.3. Fahrzeugzustand 

Das Gewicht des Fahrzeugs muß während der Messungen Punkt 2.4. des Beschreibungsbogens 

(Richtlinie des Rates vom entsprechen. Vor 

Beginn der Messungen ist der Fahrzeugmotor auf die normale Betriebstemperatur zu bringen. 
Bei Lüftern, die automatisch ein- und ausgeschaltet werden, ist während der Prüfung in die 
Schaltautomatik nicht einzugreifen. 

Während der Messungen muß sich der Wahlhebel des Getriebes in Leerlaufstellung befinden. 
Ist eine Unterbrechung der Kraftübertragung nicht möglich, so ist das Antriebsrad des Fahr- 
zeugs frei laufen zu lassen, indem es beispielsweise aufgebockt wird. 

4.5.4. Prüfgelände 

Als Prüfgelände darf jeder Platz verwendet werden, an dem es keine bedeutenden akustischen 
Störungen gibt. Insbesondere sind geeignet solche ebenen Flächen, die mit Beton, Asphalt oder 
einem anderen harten Material bedeckt sind und eine hohe Reflexion aufweisen, ausgeschlossen 
sind festgewalzte Erdoberflächen. Das Prüfgelände muß mindestens die Abmessungen eines 
Rechtecks haben, dessen Seiten 3 m von den Umrissen des Kraftrades entfernt sind. Innerhalb 
dieses Rechtecks darf es keine bedeutenden Hindernisse geben, zum Beispiel andere Personen 
als der Fahrer und der Beobachter. Das Fahrzeug ist innerhalb des vorgenannten Rechtecks so 
aufzustellen, daß das Meßmikrofon zu eventuell vorhandenen Bordsteinkanten einen Abstand 
von mindestens 1 m hat. 

Durch Störgeräusche und durch Windeinfluß hervorgerufene Zeigerausschläge des Meßgerätes 
müssen mindestens 10 dB (A) niedriger als die zu messenden Schallpegel liegen. Am Mikrofon 
darf ein geeigneter Windschutz angebracht sein, vorausgesetzt, daß sein Einfluß auf die 
Empfindlichkeit des Mikrofons berücksicht wird. 


3) KOM(74) 2177 vom 20. Dezember 1974 
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4.5.5. 

4.5.5.1. 

4.5.5.2. 

4.5.5.3. 


4.5.6. 


4.5.7. 

5. 

5.1. 

5.2. 

5.3. 

5.4. 


Meßmethode 
Anzahl der Messungen 

An jedem Meßpunkt sind mindestens 3 Messungen durchzuführen. Es sind nur Meßwerte zu 
verwenden, die bei 3 unmittelbar aufeinander folgenden Messungen erhalten wurden und deren 
Abweichung voneinander nicht größer als 2 dB (A) ist. 

Meßergebnis 

Als Meßergebnis gilt der höchste Wert der 3 Meßwerte. 

Mikrofonstellungen (Abb. 2) 

Das Mikrofon ist in der Höhe der Auspuffmündung anzubringen, in keinem Fall jedoch niedriger 
als 0,2 m über der Fahrbahnoberfläche. Die Kapsel des Mikrofons muß gegen die Ausström- 
öffnung der Abgase gerichtet sein und zu dieser Öffnung einen Abstand von 0,5 m haben. Die 
Achse der größten Empfindlichkeit des Mikrofons muß parallel zur Fahrbahnoberfläche sein 
und einen Winkel von 45 ± 10 Grad zu der senkrechten Ebene bilden, in der die Austritts- 
riditung der Abgase liegt. 

Im Verhältnis zu dieser senkrechten Ebene ist das Mikrofon an der zum Fahrzeugumriß äußeren 
Seite aufzustellen zu der Seite, die einen maximalen Abstand zwischen dem Mikrofon und dem 
Fahrzeugumriß ergibt. 

Hat das Auspuffsystem mehrere Mündungen, deren Mittenabstand kleiner als 0,3 m ist, so ist 
das Mikrofon der Mündung zuzuordnen, die dem Fahrzeugumriß am nächsten liegt oder die die 
größere Höhe über der Fahrbahnoberfläche hat. Liegen die Mitten der Mündungen um mehr 
als 0,3 m auseinander, sind getrennte Messungen für jede Mündung zu machen, wobei der 
größte gemessene Wert festzuhalten ist. 

Betriebsbedingungen für den Motor 

Die Drehzahl des Motors ist bei einem der folgenden Werte konstant zu halten: 

S 

— 2 wenn S > 5000 U/min 
3 S 

wenn S < 5000 U/min 

4 

wobei S die Nennleistungsdrehzahl ist. 

Nach Erreichen der konstanten Drehzahl ist die Betätigungsvorrichtung der Drosselklappe plötz- 
lich in die Leerlaufstellung zurückzunehmen. Der Schallpegel ist während der gesamten Dauer 
der Verzögerung zu messen, wobei als Meßwert der maximale Zeigerausschlag, gerundet auf 
das nächstliegende ganze Dezibel, gilt. 

Prüfprotokoll 

In dem Prüfprotokoll nach Anhang II sind alle zur Standgeräuschmessung gehörenden Angaben 
zu machen. 


Auspuffvorrichtung (Schalldämpfer) 

Ist das Kraftfahrzeug mit Einrichtungen zur Verringerung des Auspuffgeräusches (Schalldämpfer) 
versehen, so sind die Vorschriften des Abschnitts 2 zu erfüllen. Wenn der Ansaugstutzen des 
Motors mit einem Luftfilter ausgerüstet ist, der notwendig ist, um die Einhaltung des zulässigen 
Geräuschpegels sicherzustellen, gilt dieser Filter als Bestandteil des Schalldämpfers, und die 
Vorschriften des Abschnitts 2 sind auch auf diesen Filter anzuwenden. 

Eine schematische Darstellung der Auspuffvorrichtung befindet sich im Anhang zum Betriebs- 
erlaubnisbogen des Fahrzeugs. 

Der Schalldämpfer ist mit einer deutlich lesbaren und unverwischbaren Marken- und Typen- 
bezeichnung zu versehen. 

Beim Bau von Schalldämpfern dürfen absorbierende Faserstoffe nur verwendet werden, wenn 
folgende Bedingungen erfüllt sind; 
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5.4.1. Absorbierende Faserstoffe dürfen nicht in gasdurchflossenen Räumen des Schalldämpfers ange- 
ordnet werden. 

5.4.2. Durch geeignete Einrichtungen muß sichergestellt sein, daß die absorbierenden Faserstoffe 
während der gesamten Nutzungsdauer des Schalldämpfers in ihrer bestimmungsgemäßen Lage 
verbleiben. 

5.4.3. Die absorbierenden Faserstoffe müssen bis zu einer Temperatur beständig sein, die mindestens 
20 V. H. über der höchsten Betriebstemperatur liegt, die an der jeweiligen Stelle des Schall- 
dämpfers auftreten kann. 
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Anhang II 

Prüfprotokoll zur Geräuschmessung von Krafträdern gemäß EWG-Richtlinie 
des Rates vom . . . (70/ . . ./EWG) 

Anlage zum Gutachten Nr. des technischen Dienstes vom 

1. Fahrzeug: 

1 .1. Hersteller oder Beauftragter des Herstellers 

1.2. Typ: 

1.3. Art: 

1.4. Rahmen: 

2. Motor: 

2.1. Hersteller 

2.2. Typ: 

2.3. Art: 

2.4. Leistung: 

3. Getriebe: 


PS/kW bei U/min-^ 

Ohne Schaltgetriebe Handschaltgetriebe Automatikgetriebe **) 


Prüfungsdatum: 

Ausführung: 


4. Ausrüstung: 

4.1. Abgasscballdämpfer- 

4.2. Ansaugschalldämpfer: 

5. Messungen: 

5.1. Fahrgeräusch: 


1. Messung 

2. Messung 

3. Messung 

4. Messung 
Prüfergebnis 

5.2. Standgeräusch: 


Hersteller: 

Art: 

Typ : nach Zeichnung Nr. : 

Hersteller: 

Art; 

Typ: nach Zeichnung Nr.: 


Meßergebnisse * 

links rechts I 
dB(A) *) dB{A) *) i 


dB(A) 


Wahlhebelstellung 
des Getriebes 


1. Messung 

2. Messung 

3. Messung 

Meßergebnis; 


I dB(A) 


! 

dB(A) 


Prüfdrehzahl min'^ Prüfbedingungen **) 

^ S ’ 

n = 

2 

n - 3/4 S 


*) Angegeben sind die um 1 dB(A) verminderten Meß- **) Zutreffendes ankreuzen! 

werte 
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Muster 


Anhang III 


Bezeichnung der Behörde 

Anhang zum EWG-Betriebserlaubnisbogen für einen Kraftradtyp 
hinsichtlich des zulässigen Geräuschpegels und der Auspuffvorrichtung 

(Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 10 der Richtlinie des Rates vom zur Angleichung 

der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für Krafträder) 

Nummer der Betriebserlaubnis 

1. Fabrik- oder Handelsmarke des Kraftrades 

2. Fahrzeugtyp 

3. Name und Anschrift des Herstellers 


4. Gegebenenfalls Name und Anschrift des Beauftragten des Herstellers 

5. Fahrzeug zur Betriebserlaubnis vorgeführt am 

6. Mit den Prüfungen für die Betriebserlaubnis beauftragter technischer Dienst 

7. Datum des Prüfberichts des technischen Dienstes 

8. Nummer des Prüfberichts des technischen Dienstes 

9. Die Betriebserlaubnis hinsichtlich des zulässigen Geräuschpegels und der Auspuff Vorrichtung wird 

erteilt / versagt 


10. Ort 

11. Datum 

12. Unterschrift 

13. Folgende Unterlagen, die die vorgenannte Nummer der Betriebserlaubnis tragen, sind beigefügt: 
schematische Darstellung der Auspuffvorrichtung 

Prüfprotokoll zur Geräuschmessung gemäß der Richtlinie 

/ /EWG des Rates vom 


9 Nichtzutreffendes streichen 


11 



Drucksache 7/4810 


Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


Darlegung der Gründe 


1, Allgemeine Bemerkungen 

Dieser Richtlinienvorschlag fügt sich in den Rahmen 
des gemeinschaftsweiten Abnahmeverfahrens für 
Krafträder, das am 24. Juli 1974 dem Rat von der 
Kommission vorgeschlagen worden ist ^). 

Dieser Vorschlag betrifft die Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über den zulässi- 
gen Geräuschpegel und die Auspuffvorrichtung von 
Krafträdern. 

Am 31. Januar 1974 hat die französische Regierung 
der Kommission gemäß der Vereinbarung vom 
28. Mai 1969 über die Stillhalteregelung und die 
Unterrichtung der Kommission schriftlich mitgeteilt, 
daß sie die Absicht hat, die diesbezügliche französi- 
sche Regelung zu ändern. Die französische Regie- 
rung hat sich jedoch bereit erklärt, mit der Durch- 
führung ihres Vorhabens so lange zu warten, bis 
der Rat eine Richtlinie angenommen hat. 

In anderen Mitgliedstaaten liegen entsprechende 
Regelungen für Krafträder entweder im Entwurf 
vor oder sind in Kraft. Da durch die Unterschiede 
zwischen den zugelassenen Geräuschpegeln Han- 
delshemmnisse hervorgerufen werden können, 
schlägt die Kommission gemäß Artikel 100 des Ver- 
trags Gemeinschaftsbestimmungen vor, durch die die 
geltenden nationalen Bestimmungen, die sich auf die 
Errichtung und das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes auswirken, harmonisiert werden sollen. 

Außerdem sieht die Erklärung des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften und der Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten, die am 22. Novem- 
ber 1973 im Rahmen des Rates zusammengekommen 
sind, bezüglich des Aktionsprogramms auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes eine Senkung der Ge- 
räuschemissionen der Krafträder vor. Die Krafträder 
stellen einen nicht vernachlässigbaren Anteil der in 
Stadtgebieten fahrenden Motorfahrzeuge dar. Außer- 
dem zeigt die Zulassungsziffer für diesen Fahrzeug- 
typ eine steigende Tencienz. Dazu kommt, daß diese 
Fahrzeuge wegen ihrer technischen Besonderheiten 
oft bis an ihre Leistungsgrenze, d. h. mit einer sehr 
hohen Motordrehzahl, ausgefahren werden. Erwiese- 
nermaßen führt eine 20prozentige Steigerung der 
Motordrehzahl bei den meisten Krafträdern zu einer 
um mindestens das Doppelte gesteigerten Lärm- 
abgabe. 

Demzufolge ist festzustellen, daß die Krafträder eine 
sehr bedeutende, wenn nicht sogar die bedeutendste 
Lärmbelästigungsquelle unter den Landfahrzeugen 
darstellen, zumal seit der Anwendung der Richtlinie 
70/157/EWG des Rates vom 6. Februar 1970 eine 
spürbare Verminderung der Lärmbelästigung durch 
Vierradfahrzeuge eingetreten ist. 


2. Bemerkungen zu dem Riditlinienvorsdilag 

Der Anwendungsbereich ist auf zwei- oder dreirädri- 
ge Krafträder mit einer bauartbedingten Höchstge- 
schwindigkeit von mehr als 45 km/h beschränkt. 
Außerdem darf bei dreirädrigen Fahrzeugen das 
Leergewicht 400 kg nicht übersteigen. 

Durch Artikel 2 werden die Vorschriften über den 
zulässigen Geräuschpegel und die Auspuffvorrich- 
tung von Krafträdern in das Verfahren zur Ertei- 
lung der EWG-Betriebserlaubnis eingeführt. 

In einigen Mitgliedstaaten besteht gegenwärtig 
kein Verfahren zur Erteilung einer Betriebserlaubnis 
mit nationaler Geltung, und es sind daher Bestim- 
mungen vorzusehen, die gewährleisten, daß in die- 
sen Staaten Fahrzeuge benutzt werden, die den 
Vorschriften des Artikels 3 der Richtlinie entspre- 
chen^). 

Falls ein Modell verändert wird, muß der Mitglied- 
staat, der die Betriebserlaubnis erteilt hat, beurtei- 
len können, ob das Modell erneut einer Prüfung 
unterzogen werden muß (Artikel 4). 

Artikel 5 sieht das Verfahren zur Angleichung der 
in den Anhängen enthaltenen Vorschriften an den 
technischen Fortschritt vor. Es handelt sich um das 
Verfahren, das in Artikel 13 der Richtlinie , . . des 
Rates vom . . . zur Abnahme von Krafträdern fest- 
gelegt ist ^). 

Artikel 6 sieht zwei Fristen vor,* vor Ablauf der 
ersten müssen die Mitgliedstaaten die zur Beachtung 
der Richtlinie erforderlichen Maßnahmen erlassen 
und veröffentlichen. Durch die zweite Frist wird 
festgelegt, zu welchem Zeitpunkt alle Mitgliedstaa- 
ten die gemeinsamen Vorschriften gleichzeitig in 
Kraft setzen müssen (Artikel 6 Abs. 1). 

Schließlich muß die Kommission über jeden von den 
Mitgliedstaaten ausgearbeiteten Vorschriften- Ent- 
wurf auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet 
in einer angemessenen Frist unterrichtet werden, 
damit sie gegebenenfalls zu diesem Entwurf Stellung 
nehmen kann (Artikel 6 Abs. 2). 

In den technischen Anhängen sind die notwendigen 
Begriffsbestimmungen, das Verfahren zur Beantra- 
gung der EWG-Betriebserlaubnis, die Grenzwerte 


1) KOM(74) 1175 endg. 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972 „Dokumente betreffend den Beitritt 
des Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinig- 
ten Königreichs Großbritannien und Nordirland zu 
den Europäischen Gemeinschaften". 

Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassun- 
gen der Verträge - Anhang I, Titel X. 

3) KOM(74) 1175 endg. vom 24, Juli 1974 
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für den Geräuschpegel, die bei den Prüfversuchen 
an fahrenden Krafträdern zu beachten sind, sowie 
die Vorschriften über Meßgeräte, Meßbedingungen 
und Meßverfahren dargelegt. 

Unter den nationalen Sachverständigen, die die 
zuständigen Kommissionsdienststellen bei der Aus- 
arbeitung dieser Richtlinie unterstützt haben, konnte 
hinsichtlich der Prüfvorschriften eine weitgehende 
Übereinstimmung erzielt werden. Diese Prüfvor- 
schriften sehen vor, daß jeder Kraftradtyp vor Ertei- 
lung der EWG-Betriebserlaubnis einer Prüfung des 
Fahrgeräusches und des Standgeräusches unterzogen 
werden muß. Jedoch werden nur die Ergebnisse der 
Fahrgeräuschmessung mit den zulässigen Grenzwer- 
ten verglichen, und nur diese sind für die Erteilung 
oder die Verweigerung der Betriebserlaubnis maß- 
gebend. Die Prüfergebnisse hinsichtlich des Stand- 
geräuschs werden lediglich registriert, sie sollen den 
zuständigen Behörden als Bezugsgröße für die Über- 
wachung der zugelassenen Fahrzeuge dienen. 

Das Verfahren zur Messung des Fahrgeräuschpegels 
bei Krafträdern beruht auf dem Prinzip, daß die 
Motordrehzahl bei normalen Fahrbedingungen im 
Stadtverkehr das wesentliche Kriterium für das ver- 
ursachte Geräusch ist. Demzufolge ist die Methode 
so festgelegt worden, daß Krafträder jeder Bauart 
am Ende der Beschleunigungsstrecke mindestens drei 
Viertel ihrer Höchstleistungsdrehzahl erreichen, da 


der Motor bei dieser Bedingung gewöhnlich in 
Vollaststellung seinen maximalen Geräuschpegel 
erreicht. Dies bedeutet, daß die Krafträder auf dem 
in der Richtlinie spezifizierten Prüfgelände aus- 
nahmslos bei der Fahrt in dem dem Anfahrgang 
unmittelbar folgenden Gang geprüft werden. Die 
Anwendung dieser Bedingung hat sich jedoch bei 
einigen modernen Kraftradtypen mit einem Hub- 
raum unter 350 cm®, die mit Getrieben von mehr als 
vier Gängen ausgestattet sind, als sehr schwierig 
herausgestellt. Damit die Hersteller solcher Krafträ- 
der ihre Erzeugnisse den Bestimmungen dieser Richt- 
linie in einer angemessenen Frist anpassen können, 
ist eine zweijährige Übergangszeit vorgesehen, in 
der die Prüfung bei diesen Krafträdern bei der Fahrt 
im dritten Gang erfolgt. 

Was die Grenzwerte des Geräuschpegels bei den 
verschiedenen Kraftradtypen betrifft, so hat nur 
ein Teil der nationalen Sachverständigen dem Vor- 
schlag der Kommission zugestimmt, indessen liegt 
dieser Vorschlag genau in der Mitte zwischen den 
von einigen Sachverständigen eingenommenen ex- 
tremen Positionen. 

3. Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Gemäß Artikel 100 Abs. 2 ist die Stellungnahme 
dieser beiden Organe einzuholen. 
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